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Drucksache 10/997 


09. 02. 84 


Sachgebiet 95 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Zweiten Protokoll vom 21. Juni 1983 zur 
Änderung des Vertrags vom 27. Oktober 1956 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland, der Französischen Republik und dem Großherzogtum Luxemburg 
über die Schiffbarmachung der Mosel 
— Drucksache 10/736 — 


A. Problem 

Die Ahndung von Zuwiderhandlungen gegen Schiffahrts- und 
Schiffahrtspolizeivorschriften soll für die Mosel grundsätzlich 
genauso geregelt werden wie für den Rhein. 


B. Lösung 

In Artikel 34 Abs. 3 des Moselvertrages wird eine Bezug- 
nahme auf das Zusatzprotokoll Nr. 3 zur Rheinschiffahrtsakte 
aufgenommen. Es soll künftig die Verhängung von Geldbußen 
bis zum Werte von 2 500 Sonderziehungsrechten des Interna- 
tionalen Währungsfonds möglich sein, dies sind umgerechnet 
etwa 7 250 DM. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 



Drucksache 10/997 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 10/736 — unverändert anzunehmen. 

Bonn, den 8. Februar 1984 

Der Ausschuß für Verkehr 

Lemmrich Pauli 

Vorsitzender Berichterstatter 


Bericht des Abgeordneten Pauli 

Die oben angegebene Vorlage wurde dem Ausschuß 
für Verkehr in der 47. Sitzung des Deutschen Bun- 
destages am 19. Januar 1984 zur Beratung überwie- 
sen. Der Verkehrsausschuß hat sie in der Sitzung 
am 8. Februar 1984 behandelt. 

Bei Zuwiderhandlungen gegen Schiffahrts- und 
Schiffahrtspolizeivorschriften auf der Mosel soll 
stets in der gleichen Weise verfahren werden wie 
bei entsprechenden Verstößen auf dem Rhein. Um 
dies sicherzustellen, wird in § 34 Abs. 3 des Mosel- 
Vertrages auf die Ahndungsvorschriften der Rhein- 
schiffahrtsakte Bezug genommen. 

Diese Ahndungsvorschriften der Rheinschiffahrts- 
akte wurden durch das Zusatzprotokoll Nr. 3 vom 


17. Oktober 1979 in der Weise geändert, daß künfti- 
ger Umrechnungsmaßstab für die Geldbußen in na- 
tionale Währung nicht mehr der Goldfranken, son- 
dern die Sonderziehungsrechte des Internationalen 
Währungsfonds sein sollen. Als Höchstbetrag für 
eine Geldbuße wurde der Wert von 2 500 Sonderzie- 
hungsrechten festgelegt, was bei einem Umrech- 
nungskurs von 2,90 DM einem Betrag von 7 250 DM 
entspricht. Durch eine Bezugnahme auch auf dieses 
Zusatzprotokoll Nr. 3 in § 34 Abs. 3 des Moselvertra- 
ges wird diese Regelung auch für den Bereich der 
Mosel übernommen. 

Der Ausschuß hat keine Bedenken gegen dieses 
Übereinkommen und empfiehlt daher die Zustim- 
mung zu der Vorlage. 


Bonn, den 8. Februar 1984 


Pauli 

Berichterstatter 
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